Wien, Donnerstag den 24. Juli 1884. 


XVII. Jahrgang. Nr. 30. 


0 


chi ſch e 


erwaltung. 


Bon Dr. Carl Ritter von Jaeger. 


Erſcheint jeden Donnerstag. — Redaction und Administration: Buchhandlung von Moritz Perles in Wien, Vauernmarkt 11. 
(Pränumerationen ſind nur an die Adminiſtration zu richten.) 


Frünumerationspreis: Für Wien mit Zuſendung in das Haus und für die 
vierteljöhrig 1 fl. Für da 


öſterr. Kronländer ſammt Poſtzuſendung jährlich 4 fl., halbjährig 2 fl., 
3 Ausland jährlich 8 Mark. 


Als werthvolle Beilage werden zem Blatte die Erkenntniſſe des k. k. Lerwaltungsgerichtsbofes in Buchform bogenweiſe je nach Erſcheinen beigegeben, und beträgt 
das Jahres⸗Abonnement mit dieſem Supplement 6 fl. = 12 Mark. Rei gefälligen Veſtellungen, welche wir uns der Einfachheit halber per Poſtanweiſung erbitten, 
erſuchen wir um genaue Angabe, ob die Zeitſchrift mit oder obne die Erkenntniſſe des k. k. Verwaltungsgerichtsbofes gewünſcht wird. nn 


Inſerate werde 


n Filligft berechnet. — Beilagengehühr nach verberiger Vereinbarung — Reclamatjenen, wenn unverfiegelt, ſind vortofrei, können ſedoch nur 14 Tage nach Erſcheinen der jeweiligen 


Nummer Berückſichtigung finden. 


Zn halt. 

Karl Peyrer R. von Heimſtätt's Denkſchrift betreffend die Erbfolge 
in landwirthſchaftliche Güter und das Erbgüterrecht (Heim⸗ 
ſtättenrecht) nebſt einem hierauf bezuglichen Geſetzentwurf. 
(Schluß.) 

Mittheilungen aus der Praxis: 

Nullität eines wider eine Gemeinde ergangenen Urtheiles aus dem Grunde, weil 
die Vertretung der Gemeinde in dieſem Rechtsſtreite nicht geſetzmäßig mar; 
eine ſolche Nullität kann auch nach Ablauf der Appellationsfriſt geltend 
gemacht werden. 

Die k. k. Finanzprocuraturen ſind berechtigt, ohne Nachweis der Vertretungs⸗ 
befugniß im Namen des königlich ungariſchen Aerars bei den cisleithaniſchen 
Gerichten einzuſchreiten. 

Geſetze und Verordnungen. 

Perſonalien. 

Erledigungen. 


Karl Peyrer R. v. Heimſtätt's Benkſchriſt betreffend 
die Erbfolge in landwirthſchaftliche Güter und das 
Erbgüterrecht (Heimſtättenrecht) nehſt einem hierauf 
hezüglichen Geſetzentwurf. 
(Manz 1884, 172 pp.) 
(Schluß.) 

Die gegen den Mißbrauch der Freitheilbarkeit vorgeſchlagenen 
und in verſchiedenen Ländern auch zum Geſetze gewordenen Mittel find 
1. die Einführung eines untheilbaren Minimums, 2. die Einführung 
einer behördlichen Bewilligung für jede Grundabtrennung oder 3. das 


Verbot der ſogenannten Güterſchlächterei. Das erſte Mittel hat gegen 
ſich, daß die Feſtſetzung einer Minimalgrenze von viel zu viel ſpeciellen 


Verhältniſſen abhängig iſt und daß das Verbot auch durch die Einrich⸗ 


tung von Zwergpachtwirthſchaften (ſiehe Irland) leicht umgangen 
wird; die behördliche Bewilligung (Beſtiftungszwang) hat ſich als ein 
unerträgliches Hemmniß für wirklich vortheilhafte Grundabtrennungen 
herausgeſtellt und ſinkt raſch zur Formfrage herab, auch kommt, 
wie Peyrer ganz richtig bemerkt, die ideelle Theilung durch die Ein⸗ 
ſchuldung in ihren Wirkungen einer materiellen Theilung ganz gleich. 
Und was endlich die Güterſchlächterei, d. h. die geſchäſtsmäßig 
betriebene Zerſtückelung von Grundbeſitz betrifft, jo find die Daten über 
dieſe Vorgänge bis jetzt noch zu dürftig, um darauf eine legislative 
Action aufzubauen In Maßregeln jo allgemeiner Natur kann das Heil 
überhaupt nicht erblickt werden; ſie ſind wenigſtens nicht im Stande, 
das richtige harmoniſche Verhältniß zwiſchen Land und Stadt, Ackerbau 
und Gewerbefleiß, die richtige Miſchung der Güter bezüglich der Größe, 
das Vorwiegen der mittelgroßen, beſounders aber das gute Beiſammen⸗ 
liegen der Wirthſchaftsgründe (wofür ein gutes Commaſſationsgeſetz 
zu ſorgen hätte) zu fördern; was aber gerade den letzteren, national⸗ 


ökonomiſch ſehr wichtigen Punkt betrifft, ſo iſt zu erwähnen, daß ſich 
in Oeſterreich 23.548 Gemeinden befinden, in welchen die Grundſtücke 
der einzelnen Beſitzer mehr minder im Gemenge liegen, während als 
Gemeinden mit gut arrondirtem Beſitze nur 6132 erſcheinen. Ein 
wichtiges Heilmittel liege auch in einem geordneten Grund buchsweſen 
und wird bei dieſer Gelegenheit auf die wirthſchaftlichen Nachtheile 
hingewieſen, die 8 1 des Geſetzes vom 6. Februar 1869, R. G. Bl. 
Nr. 18, anerkanntermaßen dadurch im Gefolge gehabt hat, daß er 
grundbücherliche Abtrennungen auch ohne Einwilligung der Hypothekar⸗ 
gläubiger unter der Bedingung der Eröffnung einer neuen Einlage für 
den abgetrennten Theil zuläßt, auf welcher die Pfandrechte ſimultan 
eingetragen werden ſollen. 

ö Eine erfolgreiche Bekämpfung der geſchilderten Uebelſtände ver⸗ 
iprecgen ſich jedoch die meiſten Gutachten nur von einer neuen Regelung 
der Erbfolge und von der Inſtitution der Erbgüter. 

Was nun den auf die bäuerliche Erbfolge bezüglichen Theil der 
Deukſchrift und des beigegebenen Geſetzentwurfes betrifft, ſo wollen wir 
denſelben hier übergehen, weil dieſe Materie durch den bekannten 
Regierungsentwurf und ſeine Motive ihre Erledigung gefunden hat 
oder finden fol. Wie bekannt, ſtatuirt dieſer Entwurf in feinem $ 3 
ein Anerbenrecht nur als Inteſtaterbrecht, indem der Eigen⸗ 
thümer eines den Beſtimmungen dieſes Geſetzes unterliegenden Hofes 
durch dasſelbe in feinen Verfügungen über den Hof oder einzelne Theile 
desſelben weder unter Lebenden noch von Todeswegen beſchränkt ſein 
ſoll; dasſelbe verfügt $ 5 des Peyrer'ſchen Entwurfes, und die Un⸗ 
vollkommenheit, die in dieſer Beſchränkung auf die Inteſtaterbfolge liegen 
dürfte, die nach Anſicht des Verfaſſers ſelbſt allerdings nicht zu imminente 
Gefahr, daß die Bauern durch fleißiges Teſtiren und andere Rechts⸗ 
geſchäfte die Abſicht des Geſetzgebers vereiteln werden, ſollte nun eben 
durch die Begründung von Erbgütern mit beſchränkter Verſchuld— 
barkeit und beſchränkter Execution (Sicherung eines Exiſtenz⸗ 
minimums) beſchworen werden, eine Einrichtung, welche ebenſo darauf 
abzielt, „die Ueberſchuldung und die daraus reſultirenden Kriſen der 
Landwirthſchaft zu vermeiden oder zu mildern, als auch den ſchlimmen 
Extremen von Armuth und Reichthum, Zwergwirthſchaft und Latifundien, 
aber auch dem Güterſchwindel vorzubeugen und die Güter im Beige 
Einer Familie zu erhalten“. Was die Zuläſſigkeit der Einſchränkung 
des Executionsrechtes anlangt, weiſt Peyrer auf die Präcedentien 
des § 340 a. G. O. und der zu dieſem Paragraphe und zu § 283 
a. G. O. erlaſſenen Beſtimmungen zum Schutze der Schuldner (ins⸗ 
beſondere Hofdecret vom 7. April 1826, J. G. S. Nr. 2178) und 
auf das Geſetz vom 29. April 1873, R. G. Bl. Nr. 68, hin und 
wir können unſererſeits im heutigen Stadium der Sache noch an die 
bekannten Anträge Lienbacher und Richter und an den Referenten⸗ 
entwurf Fanderlik, die in den Ausſchüſſen des Abgeordnetenhauſes der 
parlamentariſchen Behandlung harren, erinnern; auch ſei erwähnt, daß der 
Entwurf eines bürgerlichen Geſetzbuches für das Deutſche Reich das Erbgüter⸗ 
recht adoptirt hat. Jedenfalls iſt nach des Autors Anſicht die Erhaltung eines 


freien Bauernſtandes ein ſolches öffentliches Intereſſe, welches die Verſagung 
der Rechtshilfe für gewiſſe privatrechtliche Forderungen rechtfertigt und er⸗ 
heiſcht. So ſagt denn auch v. Stein in ſeinem Gutachten, daß die 
unbeſchränkte Belaſtung und freie Exequirbarkeit dem Grundbeſitze ſeinen 
Charakter nehme; derſelbe werde zur Waare und dadurch unfähig, ſeiner 
eigenſten Natur gemäß in Geſellſchaft und Staat zu functioniren, wobei 
wir uns an eine Bemerkung in dem Gutachten des Salzburger Bauern 
Grubinger erinnern, der die liberalen Geſetze daſür verantwort⸗ 
lich macht, daß ſie den Boden als Waare betrachten und dadurch die 
Familie von Haus und Hof vertreiben. Auch Schaeffle ſpricht ſich, 
wie zahlreiche Gutachten, für die facultative Begründung von Erbgütern 
aus, aber zugleich gegen die volle Gebundenheit der Güter; das Erbgut 
ſoll eben, um die Worte der Denkſchrift zu citiren, nicht gänzlich dem 
freien Verkehre und der Belaſtung entzogen werden, es ſoll den Charakter 
der Heimftätte, des Familiengutes beibehalten, alſo in der Regel zur 
Ernährung einer Familie hinreichend groß ſein, ohne die eigentliche 
Großbauernwirthſchaſt zu begünſtigen, und ſoll neben den Erbgütern 
ſtets auch ein genügendes Maß freien Bauerngrundes an walzenden 
Grundſtücken oder Nichterbgütern für den freien Verkehr vorhanden ſein. 

Schließlich werden die Einwendungen, die gegen die geplante Re⸗ 
form erhoben werden, beſprochen, unter denen beſonders zu erwähnen ſind die 
nachtheiligen Wirkungen auf die Bewirthſchaftung der Güter, die Minderung 
des landwirthſchaftlichen Credites, die Minderung des Werthes und endlich 
die geringe Wahrſcheinlichkeit des Erfolges. Auch die ausländiſchen Geſetze 
über dieſelbe Materie werden beſprochen, zunächſt das bairiſche Geſetz 
vom Jahre 1855, das Unger (Syſtem, VI., S. 293, Nr. 4) empfiehlt, 
obwohl es nach Anſicht Peyrer's über das Ziel hinausſchießt, indem 
es Bauern⸗Fideicommiſſe ſchafft und den auf dem Hofe ſitzenden Bauern 
jede Freiheit des Handelns durch die Abhängigkeit von den Anwärtern 
beranbt; ein ähnliches Geſetz gilt in Heſſen⸗Darmſtadt. Dieſen miß⸗ 
lungenen Verſuchen ſteht die nordamerikaniſche Heimſtätten⸗ 
Geſetzgebung gegenüber, der der Gedanke zu Grunde liegt, daß den 
Anſiedlern das Capital und die Arbeitskraft, welche ſie dem fremden 
Boden gewidmet, zum Schaden der Familie nicht verloren gehen ſoll, 
wenn fie in Schulden gerathen; es bleibt demnach die Heimſtätte ſelbſt 
oder deren Werth gleichſam als Exiſtenzminimum dem Beſitzer gegen 
den Executionsführer gewahrt. 

Es erübrigt uns nur noch zum Schluſſe, die wichtigſten Be⸗ 
ſtimmungen des von Peyrer projectirten Erbgüterrechtes anzuführen: 
Zu Erbgütern können erklärt werden landwirthſchaftliche Güter, deren 
Kataſtralreinertrag zwiſchen 50 und 1000 fl. oder deren Werth zwiſchen 
1000 und 20.000 fl. beträgt; die Eintragung in das Erbgüterbuch iſt in 
der Regel facultativ, ausnahmsweiſe — kraft der überhaupt ſtark ein⸗ 
greifenden Landesgeſetzgebung — obligatoriſch. Die Löſchung findet nur über 
Anſuchen des Eigenthümers und nur, wenn der Nachweis von wirthſchaftlichen, 
in anderer Weiſe nicht zu erreichenden Vortheilen geliefert wird, ſtatt; 
dieſer Nachweis wird durch ein Zeugniß der Gemeinde erbracht. Die 
Wirkung der Eintragung iſt aber, daß Erbgüter nur mit ablösbaren 
oder auf beſtimmte Zeit beſchränkten Grundrentenſchulden, deren Jahres⸗ 
betrag nicht höher iſt, als die Hälfte des Kataſtralreinertrages, oder 
aber mit Hypotheken, deren Capitalbetrag das Zehnfache des Kataſtral⸗ 
reinertrages nicht überſteigt, belaſtet werden können; außerdem mit einem 
Ausgedinge oder einer Verſicherung zu Gunſten des Vorbeſitzers oder deſſen 
überlebenden Ehegatten und mit der Verpflichtung zur Erziehung und 
zum Unterhalte der minderjährigen oder erwerbsunfähigen Kinder des 
Vorbeſitzers. Der Zwangsverkauf fol nur wegen Steuerrüdftänden, 
privilegirten Hypotheken und der vorhin als zur Belaſtung geeigneten 
Forderungen ſtattfinden; demſelben hat durch zwei Jahre eine Sequeſtra⸗ 
tion vorherzugehen, während deren dem Beſitzer für ſich und ſeine 
Familie die unentgeltliche Wohnung auf dem Gute und ein Jahresbezug 
von 350 fl. frei bleiben ſollen. Jene Forderungen, die nicht vorhin auf 
gezählt wurden, werden beim Zwangsverkaufe gelöſcht. 

Wir wollen damit unſere Mittheilungen aus der Peyrer ſchen 
Denkſchrift ſchließen, können wir doch hoffen, daß unſere Leſer ſich 
daraus einen Begriff über die Reichhaltigkeit dieſer ſo durchaus anregen⸗ 
den Schrift gebildet haben werden. Dem Verfaſſer blieb es durch ein 
Geſchick, das ihn allzu ſrüh dem Staate, dem er durch lange Jahre mit 
voller Hingebung diente, der Wiſſenſchaft, der er mit edler Beſcheidenheit 
und Anſpruchsloſigkeit ſeine Mußeſtunden widmete, und ſeinen zahlreichen 
Verehrern und Freunden entriß, erſpart, ſein Lieblingsproject, das 
Heimſtättenrecht, vorläufig der Verwirklichung entrückt zu ſehen; aber 
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die Anregung, die Peyrer gibt, wird darum, davon ſind wir überzeugt, 
nicht verloren ſein, man wird ihrer noch ſowie ihres Autors gedenken. 
Dr. E. v. H. 


Mittheilungen aus der Praxis. 


Nullität eines wider eine Gemeinde ergangenen Urtheiles aus 

dem Grunde, weil die Vertretung der Gemeinde in dieſem Nechts⸗ 

ſtreite nicht geſetzmäßig war; eine folche Nullität kann auch nach 
Ablauf der Appellationsfriſt geltend gemacht werden. 


Das k. k. Bezirksgericht in Königswart hat das Gefuch des 
Advocaten Dr. N., als beſtellten Vertreters (Curators) der Gemeinde 
B., de praes. 22. Juni 1883, 3. 4890, und das darin geſtellte 
Schlußbegehren auf Erkenntniß dahin: 

„Das Urtheil des k. k. Bezirksgerichtes Königswart vom 7. No⸗ 
vember 1881, Z. 9398, womit über die Klage des A. gegen die 
Gemeinde B., vertreten durch den Gemeindevorſteher C., de praes. 
12. September 1881, 3. 7875, wegen Anerkennung des Eigenthums⸗ 
rechtes auf die der Gemeinde B. bücherlich vorgeſchriebene Grund⸗ 
parcelle Nr. 472 Wald in B. unter Zugeſtändniß des für die geklagte 
Gemeinde erſchienenen C. zu Recht erkannt wurde: Das im Grund⸗ 
buchsentwurfe der Kataſtralgemeinde B. in der Einlage 83 für die Ge⸗ 
meinde B. eigenthümlich vorgeſchriebene Grundſtück Parc. Nr. 472 
Wald in B. iſt Eigenthum des Klägers und derſelbe werde auf Grund 
dieſes Urtheiles als Eigenthümer dieſes Grundſtückes eingetragen — 
dann der Beſcheid vom 28. December 1881, 3. 10.832, womit über 
das auf dieſes Urtheil ſich ſtützende Executionsgeſuch des A. auf Grund 
dieſes Urtheiles die Abſchreibung der Parc. Nr. 472 Wald in B. 
von dem in der B. er Grundbuchseinlage 83 der Gemeinde B. gehörigen 
Grundbuchskörper, Eröffnung einer Einlage hiefür und Einverleibung 
des Eigenthumsrechtes auf die Parcelle Nr. 472 für A. bewilligt und 
vollzogen wurde — werde wegen nicht geſetzmäßiger Vertretung der 
Gemeinde B. in obiger Rechtsſache behoben, es werde über die Klage 
des A. de praes. 12. September 1881, 3. 7870, eine neuerliche 
Tagfahrt zur mündlichen Verhandlung angeordnet und hiezu die Gemeinde 
B. durch deren Vertreter Advocaten Dr. N. vorgeladen“ — 

mit Beſcheid vom 3. Auguſt 1883, 3. 5474, abgewieſen, weil 
das angefochtene Urtheil vom 7. November 1881, 3. 9398, längſt 
in Rechtskraft erwachſen iſt und der im Hofdecrete vom 4. Juni 1789, 
J. G. S. Nr. 1015, vorgeſehene Fall nicht vorliegt, weil diefes Hof⸗ 
decret vorausſetzt, daß eine zur Proceßführung im eigenen Namen nicht 
berechtigte Partei in den Rechtsſtreit eingetreten iſt, in dem Rechtsſtreite 
aber, welcher durch das angefochtene Urtheil entſchieden wurde, als 
Proceßpartei die zur Proceßführung im eigenen Namen berechtigte 
Gemeinde B. erſcheint und daher ihre Vertretung durch den nicht im eigenen 
Namen den Proceß führenden Gemeindevorſteher C. nicht als eine 
Nullität im Sinne dieſes Hofdecretes angeſehen werden kann. 

Den Recurs des Dr. N., als Vertreter der Gemeinde B., hat 
das k. k. Oberlandesgericht in Prag mit Erledigung vom 4. September 
1883, Z. 25.079, abgewieſen, weil Sprüche und Beſcheide des erſten 
Richters gemäß 88 252 und 267 a. G. O. nur mittelſt Appellation 
und Recurs in der geſetzlichen Frift in Beſchwerde gezogen werden 
können, das Urtheil, beziehungsweiſe der Beſcheid, deren Behebung 
begehrt wird, ſchon längſt in Rechtskraft erwachſen ſind, und überdies 
das Hofdecret vom 4. Juni 1789, J. G. S. Nr. 1015, als auf 
ganz anderen Grundlagen beruhend, hier keine Anwendung findet. 

Dem außerordentlichen Reviſionsrecurſe des Dr. N., als Curators 
der Gemeinde B., hat der k. k. oberſte Gerichtshof mit Entſcheidung 
vom 27. November 1883, Z. 13.648, Folge zu geben und unter 
Abänderung der beiden unterrichterlichen Erledigungen zu erkennen 
befunden: 

Das Urtheil des k. k. Bezirksgerichtes Königswart vom 7. No⸗ 
vember 1881, 3. 9398, womit über die Klage des A. gegen die 
Gemeinde B. de praes. 12. September 1881, 3. 7870, wegen 
Anerkennung des Eigenthumsrechtes auf die der Gemeinde B. bücherlich 
zugeſchriebene Grundparcelle Nr. 472 Wald in B. unter Zugeſtändniß 
des für die geklagte Gemeinde erſchienenen Gemeindevorſtehers C. zu 
Recht erkannt wurde: Das im Grundbuchsentwurfe der Kataſtralgemeinde 
B. eigenthümlich vorgeſchriebene Grundſtück Parc. Nr. 472 Wald iſt 
Eigenthum des Klägers und derſelbe werde auf Grund diefes Urtheiles 
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als Eigenthümer dieſes Grundſtückes eingetragen — dann der Beſcheid dasſelbe, daß die Dienſtesinſtruction vom 16. Februar 1855 in Folge 
dieſes k. k. Bezirksgerichtes vom 28. December 1881, Z. 10.832, der geänderten ſtaatsrechtlichen Stellung der Länder der ungariſchen 
womit über das auf dieſes Urtheil ſich ſtützende Executionsgeſuch des Krone ſeit dem Jahre 1867 für letztere Länder ihre Wirkſamkeit ver⸗ 
A. die Abſchreibung der Parc. Nr. 472 Wald von dem in der B.’er | loren habe und der von der Finanzprocuratur citirte § 85 der Ver⸗ 
Grundbuchseinlage 83 der Gemeinde B. gehörigen Grundbuchskörper, ordnung vom 2. October 1868 ein wechſelſeitiges Erſuchen vorausſetzt. 
Eröffnung einer Einlage hiefür und Einverleibung des Eigenthumsrechtes | Die Entſcheidung des k. k. Bezirksgerichtes der inneren Stadt ſei daher 
auf die Parc. Nr. 472 für A. bewilligt und vollzogen wurde — im Geſetze begründet. 

werden wegen nicht geſetzmäßiger Vertretung der Gemeinde B. behoben In dem hierüber angeſtrengten außerordentlichen Reviſionsrecurſe 
und es ift über die Klage des A. de praes 12. September 1881, hob die Finanzprocuratur hervor, daß fie ſelbſtverſtändlich gar nicht im 
3. 7870, das neuerliche Verfahren unter Beiziehung des Advocaten Sinne hatte, die Wirkſamkeit der Dienſtesinſtruction für Ungarn zu 
Dr. N., als Vertreters der Gemeinde B., einzuleiten; in der Erwägung, behaupten; daß dieſelbe aber auch nicht ein Recht anderer Behörden, 
daß die Hofd. vom 4. Juni 1789, J. G. S. Nr. 1015, und 14. Oct. ſondern nur ein Recht und eine Pflicht der Finanzprocuratur bezüglich 
1803, J. G. S. Nr. 629, entgegen der in den 88 252 und 267 des Staatsvermögens ſtatuire. Unter Staatsvermögen ſei im Sinne der 
a. G. O. enthaltenen Regel, den Ausnahmsfall normiren, wo ein 1855 erlaſſenen Inſtruction das Vermögen des öſterreichiſchen Kaiſer⸗ 
Urtheil ſelbſt nach eingetretener Rechtskraft über ein bloßes Geſuch ſtaates, alſo das Staatsvermögen beider Reichshälften, ſowie das gemein⸗ 
oder Anzeige behoben werden kann, wenn nämlich ein Spruch gegen | jame Staatsvermögen zu verſtehen. Das wechſelſeitige Erſuchen anlan⸗ 
eine Partei ergangen, welche ſich ſelbſt zu vertreten nicht berechtigt iſt gend, ſei es ſchon in der Stellung der Finanzprocuraturen im Amts⸗ 
und durch den geſetzlichen Vertreter nicht vertreten war, was nicht blos organismus begründet, daß dieſelben nicht ſelbſtſtändig vorgehen können. 
von Pflegebefohlenen, ſondern überhaupt von allen jenen Perſonen gilt, Der k. k. oberſte Gerichtshof gab dieſem außerordentlichen Revi⸗ 
welche überhaupt oder ſpeciell in einem vorliegenden Rechtsſtreite eines ſionsrecurſe mit Decret vom 28. November 1883, Z. 13.584, ſtatt, 
für dieſen Fall durch das Geſetz vorgeſchriebenen Vertreters bedürfen; hob beide unterrichterlichen Erledigungen auf und bewilligte die ſicher⸗ 
in der Erwägung, daß es nach der Klage des A. gegen die Gemeinde ſtellungsweiſe Pfändung in der Erwägung, daß nach der Miniſterial⸗ 
B. durch den Gemeindevorſteher C. auf Eigenthumsanerkennung zu dem verordnung vom 16. Februar 1855 die Finanzprocuratur zur Vertre⸗ 
Grundſtücke Parc. Nr. 472 Wald de praes. 12. September 1881, tung des Staatsvermögens und deſſen, was hiezu gehört, vor den 
3. 7870, und deren Beilagen zweifellos ſich ergab, daß es ſich um | Gerichten berufen iſt, und daß in Gemäßheit des Geſetzes vom 3. Juli 
das zwiſchen der Gemeinde B. und einer Claſſe von Gemeindemitgliedern, 1868, Z. 94, und der Miniſterialverordnung vom 2. October 1868, 
den Ruſticaliſten, reſp. ihrem Rechtsnachfolger A., welcher gleichfalls Z. 135, in Betreff der Erhebung der öffentlichen Abgaben für die Län⸗ 
zu dieſer Claſſe der Gemeindeglieder gehört, ſtrittige Eigenthum dieſes der der ungariſchen Krone und für die im Reichsrathe vertretenen 
Waldes handle, in welcher Beziehung nach dem § 101 der Gemeinde⸗ Königreiche und Länder nach § 34 der letztgedachten Verordnung die 
ordnung für Böhmen vom 16. April 1864, L. G. Bl. Nr. 7, dieſe beiden Finanzgebiete im Verhältniſſe zu einander nicht als Ausland zu 
Angelegenheit vorerſt an den Bezirksausſchuß zum Verſuche eines güt⸗ betrachten und nach § 45 derſelben Verordnung die beiderſeitigen Finanz⸗ 
lichen Vergleiches zu leiten, bei Mißlingen eines ſolchen Vergleichs⸗ verwaltungen verpflichtet ſind, ſich bei Eintreibung der Gebühren auf 
verſuches aber zur Vertretung der Gemeinde nur der vom Bezirks⸗ jede zweckdienliche Weiſe zu unterſtützen; in Erwägung, daß demnach 
ausſchuſſe für die Gemeinde zur Austragung der Sache auf dem Rechts⸗ die Ablehnung der geſetzlichen Amtshandlung wegen vermeintlich ſeitens 
wege beſtellte Vertreter legitimirt war, daher das über dieſe Klage der k. k. niederöſterreichiſchen Finanzprocuratur erforderlicher beſonderer 
unter Außerachtlaſſung dieſer geſetzlichen Vorſchrift mit dem ein derartiges Nachweiſung der Berechtigung, im Namen des königlich ungariſchen 
fpeciell vorgeſchriebenes Befugniß zur Vertretung der Gemeinde nicht Aerars einzuſchreiten, gegen unzweifelhafte geſetzliche Beſtimmungen ver⸗ 
ausweiſenden Vorſteher C. eingeleitete Verfahren und das hierüber ſtoßt, und daß bei der Vorlage des Original⸗Gebührenrückſtandsausweiſes 
auf Grund der Submiſſion des Gemeindevorſtehers erfloſſene nagel des königlich ungariſchen Steueramtes Preßburg ... mit der amtlichen 
des k. k. Bezirksgerichtes Königswart vom 7. November 1881, Beſtätigung, daß dieſe Gebühr rechtskräſtig und ſammt 6 Percent Ver⸗ 
3. 9398, den Nullitätsfall des Hofdecretes vom 4. Juni 1789, zugszinſen im Rückſtande ift, die Beibringung der bezüglichen Requiſition 
J. G. S. Nr. 1015, beinhaltet. Jur. Bl. des ungariſchen Steueramtes Preßburg nicht als unumgänglich noth⸗ 

— — wendig zu erſcheinen hat. Jur. Bl. 


Die k. k. Finanzprocuraturen ſind berechtigt, ohne Nachweis der 
Vertretungsbefugniß im Namen des königlich ungariſchen Aerars 


bei den cisleithaniſchen Gerichten einzufchreiten. Geſetze und Berordnungen. 
a Die k. k. niederöſterreichiſche F auf Grund 1883. II. Semeſter. 
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15 vu RE e eee . d Sperber 1 Geſetz⸗ und Verordnungsblatt für das Erzherzogthum Oeſterreich 
bei dem k. k. ſtädt.⸗deleg. Bezirksgerichte der inneren Stadt Wien um 0 ob n: 
ſicherſtellungsweiſe Pfändung einer den M. M. und K. M. erblich VIII. Stück. Ausgeg. am 24. Auguſt. 
zugefallenen und bei der k. k. Staatsſchuldencaſſe als Heiratscaution 17. Geſetz vom 31. December 1882, wirkſam für das Erzherzogthum Defter- 
deponirten Notenrente an; das Geſuch wurde jedoch von dem k. k. Be⸗ reich ob der Enns, in Betreff der Creirung der neuen Ortsgemeinden St. Florian 
zirksgerichte mit der Motivirung abgewieſen, daß vorerſt die Berechti⸗ und Suben. SEHR er 
gung, Namens des königlich ungarischen Aerars einzufchreiten, nachzu⸗ 18. Kundmachung des k. k. Statthalters in Oberbſterreich vom 24. Juli 
weiſen iſt. 1883, 3. 7469 /I, betreffend die Conſtituirung der Ortsgemeinden Aiſtersheim 
Gegen dieſen Beſcheid ergriff die Finanzprocuratur den Recurs und Weibern. n Pen 
unter Berufung auf ihre Dienſtesinſtruction vom 16. Februar 1855, 19. Kundmachung des k. k. Statthalters in Oberöſterreich vom 2. Auguſt 
R. G. Bl. Nr. 11, wonach fie zur gerichtlichen Vertretung überhaupt 1883, 3. 7898/IV, betreffend die Feſtſezung des Landesbeitrages zur Normal⸗ 
und insbeſondere zur Führung von Rechtsſtreiten in Angelegenheiten, vergütung für die vorübergehende Militäreinquartierung im Erzherzogthume 
welche das Staatsvermögen betreffen, berechtigt und verpflichtet iſt und Oeſterreich ob der Enns. 
unter beſonderer Beziehung auf den Finanzminiſterialerlaß vom 2. Oe⸗ IX. Stück. Ausgeg. am 29. October. 
tober 1868, R. G. Bl. Nr. 135, welcher im Einvernehmen mit dem 20. Kundmachung des k. k. Statthalters in Oberöſterreich vom 19. Sep⸗ 
königlich ungariſchen Finanzminiſterium auf Grund des Geſetzes vom tember 1883, Z. 2188, Praes., betreffend die Conſtituirung der Ortsgemeinden 
3. Juli 1868, R. G. Bl. Nr. 94, erfloſſen iſt und im § 45 die Kirchdorf und Mühlheim im Bezirke Ried. 
Beſtimmung enthält, daß die beiderſeitigen Finanzverwaltungen ſich durch 21. Kundmachung des k. k. Statthalters in Oberöſterreich vom 29. Sep⸗ 
Anzeige von Gefällsübertretungen, Erforſchung und Abſtrafung der tember 1883, 8. 2284, Praes., betreffend die Conſtituirung der Ortsgemeinden 
Thäter, Eintreibung von Gebühren und ſonſt auf jede zweckdienliche Gurten und Wippenham. 
Weiſe zu unterſtützen haben. 22. Erlaß des k. k. Statthalters in Oberöſterreich vom 2. October 1883, 
Dieſem Recurſe wurde vom k. k. Oberlandesgerichte keine Folge Z. 9276 II, betreffend die Verlautbarung der adminiſtrativen Territorial⸗Ein⸗ 
gegeben. Mit Decret vom 9. October 1883, 3. 16.957, reſolvirte! theilung des Landes Oberöſterreich. 


X. Stück. Ausgeg. am 31. December. 

23. Geſetz vom 3. December 1883, wirkſam für das Erzherzogthum 
Oeſterreich ob der Enns, in Betreff normalmäßiger Mauerziegel. 

24. Kundmachung des k. k. Statthalters im Erzherzogthume Oeſterreich 
ob der Enns vom 15. December 1883, Z. 13.379, VII, betreffend den Vergütungs⸗ 
betrag für die Verpflegung der Militärmannſchaft vom Officiers⸗Stellvertreter 
abwärts auf dem Durchzuge vom 1. Jänner bis letzten December 1884. 

25. Kundmachung des k. k. Statthalters in Oeſterreich ob der Enns vom 
12. December 1883, Z. 2970, Praes., betreffend Aenderungen in der Zuweiſung 
und Subventionirung einiger Bezirksſtraßen. 

XI. Stück. Ausgeg, am 31. December. 

26. Geſetz vom 26. December 1883, womit die Beitragsleiſtung der 
Feuerverſicherungs⸗Geſellſchaften und Vereine zu den Koſten der Feuerwehren und 
zur Unterſtützung verunglückter Feuerwehrmänner und der Hinterbliebenen der⸗ 
ſelben im Erzherzogthume Oeſterreich ob der Enns feſtgeſetzt wird. 

XII. Stück. Ausgeg. am 31. December. 

27. Geſetz vom 23. November 1883, wirkſam für das Erzherzogthum 
Oeſterreich ob der Enns, betreffend die Verwendung von Privatheugſten zum 
Beſchälen. 

28. Kundmachung des k. k. Statthalters in Oeſterreich ob der Enns, wo⸗ 
mit im Grunde der mit dem Erlaſſe des k. k. Ackerbauminiſteriums vom 14. De⸗ 
cember 1883, Z. 14.607, im Einvernehmen mit dem k. k. Miniſterium des 
Innern ertheilten Ermächtigung eine Durchführungsverordnung zum Landesgeſetze 
vom 23. November 1883, G. und V. Bl. Nr. XI, betreffend die Verwendung 
von Privathengſten zum Beſchälen erlaſſen wird. 


Geſetze und Verordnungen für das Herzogthum Salzburg. 


IX. Stück. Ausgeg. am 23. Juli. 

13. Kundmachung der k. k. Finanzdirection in Salzburg vom 30. Juni 
1883, Z. 4019, betreffend die Beſtimmung der Vermeſſungsbezirke und die 
Eintheilung der Functionäre zur Evidenzhaltung des Grundſteuer⸗Kataſters. 

X. Stück. Ausgeg. am 6. September. 

14. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Salzburg vom 2. Sep⸗ 
tember 1883, Z. 5013, betreffend die Bewilligung zur Abhaltung eines Vieh⸗ 
marktes in der Marktgemeinde Oberndorf. 

15. Kundmachung der k. k. Landesregierung in Salzburg vom 2. Sep⸗ 
tember 1883, 8. 5015, betreffend die Verlegung des Krämermarktes in Thalga; 


XI. Stück. Ausgeg. am 16. November. 

16. Geſetz vom 21. October 1883, betreffend die Abänderung des 8 1 
des Geſetzes vom 20. December 1874 über die Schonzeit des Wildes, L. G. BE 
Nr. 5 ex 1875. 

Geſetz vom 22. October 1883, betreffend die Errichtung einer Brücken 
mauth an der neuen Salzach⸗ (Karolinen⸗) Brücke in Salzburg. 

17. Kundmachung der k. k. Finanzdirection Salzburg vom 6. November 
1883, Z. 5034, betreffend den Handel mit controlpflichtigen Waaren im Grenz⸗ 
bezirke. 1 

(Fortſetzung folgt.) 
Perſonalien. f 

Seine Majeſtät haben den Präfidenten der Direction für Staatseiſenbahn⸗ 
betrieb Sectionschef Alois Czedik von Bründlsberg zum Präſidenten der 
Generaldirection der öſterreichiſchen Staatsbahnen ernannt. 

Seine Majeſtät haben den Sectionsrath im Handelsminiſterium Rudolph 
Freiherrn von Lilienau zum Miniſterialrathe extra statum des Handelsmini⸗ 
ſteriums ernannt“ und denſelben auf den Poſten des adminiſtrativen Directors 
der Generaldirection der öſterreichiſchen Staatsbahnen berufen. 

Seine Majeſtät haben dem Hofrathe und Generalinſpector der General⸗ 
inſpection der öſterreichiſchen Eiſenbahnen Mathias Ritter von Piſchof tarfrei 
das Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Vicepräſidenten der Direction für Staatseiſen⸗ 
bahnbetrieb in Wien Hofrathe Ferdinand Ritter Perl von Hildrichsburg das 
Ritterkreuz des Leopold⸗Ordens taxfrei verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Directionsrathe der Direction für Staatseiſen⸗ 
bahnbetrieb in Wien Friedrich Biſchoff und dem Regierungsrathe Auguſt Ober⸗ 
mayer anläßlich der Ernennung des Erſteren zum Baudirector, des Letzteren 
zum Verkehrsdirector der Generaldirection der öſterreichiſchen Staatsbahnen taxfrei 
den Titel und Charakter von Hofrathen verliehen. * , 

Seine Majeſtät haben die beim Hauptzollamte in Prag erledigte Ober⸗ 
finanzrathsſtelle dem Finanz⸗Oberinſpector Joſeph Ritter Kofler on Felsheim 
verliehen. 


Seine Majeſtät haben dem k. und k. Generalconſul in Maärſeille Mini⸗ 


ſterialrathe Auguſt Lenk von Wolfsberg anläßlich deſſen Penſionirung das 
Comthurkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens mit dem Sterne verliehen. 

Seine Majeſtät haben dem Telegraphendirector Franz Sikora in Brunn 
anläßlich deſſen Penſionirung den Adelſtand taxfrei verliehen. 
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Seine Majeſtät haben den Landtagsabgeordneten Alexander Freiherrn von 
Waſſilko⸗Serecki zum Landeshauptmanne im Herzogthume Bukowina und den 
Landtagsabgeordneten Dr. Joſeph Rott zu deſſen Stellvertreter ernannt. 

Seine Majeſtät haben die Berufung des Generalconſuls in Salonich 
Miniſterialrathes Oskar Ritter von Montlong zur Leitung des Generalconſu⸗ 
lates in Marſeille, des Conſuls Eonte Alois Viscovich in Sulina zur Leitung 
des Generalconſulates in Salouich, ſowie des Conſuls Franz Jellinek in 
Tultſcha zur Leitung des Conſulates in Sulina genehmigt. 

Seine Majeſtät haben die mit Titel und Charakter eines Generalconſuls 
bekleideten Conſuln Ferdinand Mikſche in Janina und Rudolph Ritter von 
Schlick in Jaſſy zu wirklichen Generalconſuln ernannt. 

; Seine Majeſtät haben den Viceconſul und Gerenten des Conſulates in 
Widdin Victor Freiherrn von Schweiger⸗Dürnſtein, den mit Titel eines 
Conſuls bekleideten Viceconſul und Gerenten des Conſulates in Amſterdam 


Alexander von Bernd, ſowie den Viceconſul und Gerenten des Conſulates in 


Kiew Emil Filtſch zu wirklichen Conſuln auf ihren bisherigen Poſten, endlich 
den beim Generalconſulate in Sofia verwendeten Viceconſul Victor Steinbach 
von Hideg⸗Kut zum wirklichen Conſul in Tultſcha ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Präſidenten des Verwaltungsrathes der böh⸗ 

miſchen Weſtbahn Max Ritter von Gomperz, dann dem Generalſecretär dieſer 
Bahn Regierungsrathe Dr. Angelo Ritter von Kuh und dem Betriebsdirector 
Regierungsrathe Heinrich Ritter von Jarſch die Allerhöchſte Zufriedenheit aus⸗ 
drücken laſſen. 
„Seine Majeſtät haben die Conſulareleven Joſeph von Hurter⸗Amman 
in Cettinje, Leonhard Grafen Starzeuski in Sofia, Otto Freiherrn Kuhn von 
Kuhnenfeld in Conſtantinopel, Alfred von Külley in Scutari, Rudolph Po⸗ 
gatſcher in Philippopel und Stephan Grafen Sztaray in Turn⸗Severin zu 
wirklichen Viceconſuln ernannt. 

Seine Majeſtät haben dem Forſtmeiſter Wilhelm Stöger in Hernſtein 
das Ritterkreuz des Franz⸗Joſeph⸗Ordens verliehen. 

Der Minifterpräfident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat die 
Statthaltereiſecretäre Marcell Ritter von Manaſterski, Eugen Kraus und 
Ladislaus Chadzynski, dann den Miniſterial⸗Viceſeeretär im Miniſterium des 
Innern Anton Jaegermann zu Bezirkshauptmännern und die Bezirkscommiſſäre 
Michael Banciewicz, Julius Prokopezye und Franz Sladek zu Statthal⸗ 
tereiſecretären in Galizien ernannt. 

. Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Bezirkscommiſſär Alois Mysliwebek zum Statthaltereiſecretär in Böhmen 
ernannt. 

„Der Miniſterpräſident als Leiter des Miniſteriums des Innern hat den 
Oberingenieur Johann Matula zum Baurathe und die Ingenieure Alois 
Fiſcher und Heinrich Stahl zu Oberingenieuren für den Staatsbaudienſt in 
Galizien ernannt. 


Der Finanzminiſter hat den Zoll⸗Obereontrolor Franz Kofler zum Zoll⸗ 


Oberamtsverwalter bei dem k. k. Hauprzöllamte in Graz ernannt. 


Der Finanzminiſter hat den Zoll⸗Obercontrolor Emilian Lhotta zum Zoll⸗ 
Oberamtscontrolor beim Hauptzollamte in Prag ernannt. 

Der Handelsminiſter hat die Poſteontrolore Franz Jakſch, Karl Richter, 
Eduard Fünfer, Anton Stibral, Anton Spiermann und Johann Lach in 
Wien zu Oberpoſteontroloren in Wien ernannt. 

Der Handelsminiſter hat den Bezirks⸗Poſtcommiſſär Theodor Hoffmann 
in Graz zum Oberpoſtcontrolor ernannt. 
Der Ackerbauminiſter hat den Forſtaſſiſtenten Ernſt Ridler zum Forſt⸗ 
inſpections⸗Adjuncten für Oberöſterreich ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat die Forſtaſſiſtenten Hermann Ramſauer und 
Ferdinand Wang zu Forſtinſpections⸗Adjuncten ernannt. 

N Der Ackerbauminiſter hat die k. k. Forſtinſpections⸗Adjuncten Otto von 
Hibler in Sillian, Karl von Tabarelli in Primör, Joſeph Lenk in Inns⸗ 
bruck, Auguſt Linhard in Stenico, Emanuel von Hibler in Rovereto und 
Simon Steinberger in Feldkirch zu Forſtinſpections⸗Commiſſären in Tirol 
ernannt. 


Erledigungen. 

Bezirksarztesſtelle in Böhmen mit der zehnten Rangsclaſſe, bis 1. Auguſt. 
(Amtsbl. Nr. 163.) 

Mehrere Kanzliſtenſtellen im k. k. Finanzminiſterium mit der eilften 
Rangsclaſſe, bis 20. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 164.) 

Prakticantenſtelle (nichtadjutirte proviſoriſche) beim k. k. Hauptpuncirungs⸗ 
amte in Wien, bis 7. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 164.) 

Bezirksarztesſtelle in Dalmatien mit der zehnten Rangsclaſſe, bis 7. Auguſt. 
(Amtsbl. Nr. 164.) 

Aſſiſtentenſtelle beim k. k. Hauptmünzamte in Wien mit der eilften Rangs⸗ 
claſſe, bis Mitte Auguſt. (Amtsbl. Nr. 165.) 

Secundararztesſtelle im St. Johannesſpitale in Salzburg mit 600 fl. 
jährlichem Adjutum und freier Wohnung, bis 10. Auguſt. (Amtsbl. Nr. 165.) 

Rechnungsaſſiſtentenſtelle mit der eilften Rangsclaſſe im Stande der 
Rechnungsdepartements der Wiener Steueradminiſtrationen, bis Mitte Auguſt. 


(Amtsbl. Nr. 166.) 


Mehrere Poſtamtsprakticantenſtellen bei der k. k. Poſt⸗ und Telegraphen⸗ 
direction für Oeſterreich unter der Enns mit Adjutum jährlicher 300 fl. nach 
vorausgegangener dreimonatlicher unentgeltlicher Probepraxis, bis Mitte Auguſt. 
(Amtsbl. Nr. 166.) 


DEF Hiezu als Beilage: Bogen 14 der Erkennt⸗ 


Druck der k. Wiener Zeitung. 
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